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Bonn, den 25. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) Nr /71 des Rates zur Ein- 

stellung der Prämiengewährung für die Schlachtung von 
Kühen und die Nichtvermarktung von Milch und Milch- 
erzeugnissen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 11. Juni 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel. 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) Nr /71 des Rates 

zur Einstellung der Prämiengewährung 
für die Schlachtung von Kühen 
und die Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rindfleisch^), zuletzt geän- 
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 -), 
insbesondere auf Artikel 2, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
des Rates vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer 
Prämienregelung für die Schlachtung von Kühen und 
die Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeug- 
nissen ■^), geändert durch die Verordnung (EWG) 
Nr. 1386/70“*), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 2, 
auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 hat unter ge- 
wissen Bedingungen die Möglichkeit der Gewährung 
einer Prämie für die Schlachtung von Kühen und 
einer Prämie für die Nichtvermarktung von Milch 
und Milcherzeugnissen vorgesehen, um einer Lage 
auf dem Sektor für Milch und Milcherzeugnisse 
Rechnung zu tragen, die durch bedeutende und stei- 
gende Überschüsse gekennzeichnet war. 

Da die Lage auf dem Sektor für Milch und Milch- 
erzeugnisse sich vorläufig verbessert hat, ist die Ge- 


währung dieser Prämien zugunsten weiterer Be- 
günstigter nicht mehr gerechtfertigt. Es ist jedoch 
angebracht, den während des Monats Mai 1971 ge- 
stellten Anträgen stattzugeben - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Den in Artikel 1 und 5 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1975/69 genannten Anträgen auf Prämien, die 
nach dem [Tag der Entscheidung des Rates] gestellt 
wurden, wird nicht mehr stattgegeben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 148 
vom 28. Juni 1968, S. 24 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 1. Juli 1970, S. 1 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 252 
vom 8. Oktober 1969, S. 1 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 155 
vom 16. Juli 1970, S. 2 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


In der Sitzung vom 15./U). September 1969 hat der 
Rat beschlossen, in das Sitzungsprotokoli die nach- 
stehende Erklärung aufzunehmen, um damit den 
Charakter eines Versuchs zu unterstreichen hin- 
sichtlich der in der Verordnung (EWG) Nr. 1975/69 
vom 6. Oktober 1969 zur Einführung einer Prämien- 
regelung für die Schlachtung von Kühen und die 
Nichtvermarktung von Milch und Milcherzeugnissen 
vorgesehenen Maßnahmen: 

„übersteigt die Zahl der in Artikel 1 und 5 der be- 
treffenden Verordnung genannten Kühe die Gesamt- 
summe von 500 000 Stück oder ist im Begriff diese 
Zahl zu übersteigen, zur Hälfte aufgeteilt für jede 
der beiden Prämienverfahren, so beschließt der Rat 
auf Vorschlag der Kommission nach dem in Artikel 
4v3 Absatz 2 des Vertrages vorgesehenen Abstirn- 
mungsverfahren über die Beibehaltung, die Ände- 
rung oder die Aufhebung der durch diese Verord- 
nung geschaffenen Prämienregelung." 

Für die Gesamtheit der Gemeinschaft ergibt sich auf- 
grund der den Dienststellen der Kommission von 
den Mitgliedstaaten übermittelten Auskünfte folgen- 
des: 

— Die Zahl der in Artikel 1 dieser Verordnung ge- 
nannten Kühe, die gemäß der gemeinschaftlichen 
Regelung zwischen dem 9. Februar 1970 und dem 
30. Juni 1970 geschlachtet wurden, beläuft sich auf 
235 167 Stück; 

— demgegenüber beträgt die Zahl der in Artikel 5 
dieser Verordnung genannten Kühe, für die ein 


Antrag auf Prämien für die Nichtvermarktung 
von Milch und Milcherzeugnissen bis zum 
30. April 1971 gestellt wurde, 248 400 Stück; 
letztere Zahl trägt den Anträgen Rechnung, die 
von den Begünstigten gestellt, jedoch nachträg- 
lich zurückgezogen wurden. 

Die statistischen Einzelangaben sowie die Erkennt- 
nisse, die die Kommission aus dieser Maßnahme 
gewonnen hat, sind Gegenstand eines besonderen 
Berichtes, dessen Hauptschlußfolgerung besagt, daß 
die Kommission die Verlängerung der Anwendung 
dieser Maßnahme über die oben genannte Zahl von 
500 000 Stück hinaus für unangebracht hält. Tatsäch- 
lich ist die Lage auf dem Markt für Milch und Milch- 
erzeugnisse vorläufig durch eine Wiedererlangung 
des Gleichgewichts gekennzeichnet, so daß eine le- 
diglich auf die Verminderung des Milchaufkommens 
gerichtete Maßnahme nicht mehr gerechtfertigt ist. 

Folglich schlägt die Kommission dem Rat vor, daß 
den Prämienanträgen für die Nichtvermarktung von 
Milch, die nach Inkrafttreten der vorliegenden Ver- 
ordnung gestellt wurden, nicht mehr stattgegeben 
werden soll (die Zahl der Kühe, für die die Prämien- 
begünstigung seit dem 1. Mai 1971 beantragt wird, 
wird voraussichtlich unter 15 000 liegen). 

Die Kommission schlägt dem Rat ebenfalls vor, die 
Gewährung der Prämien für die Kuhabschlachtung 
aufzuheben, die formell noch in der Verordnung 
(EWG) Nr. 1975/69 weiterbesteht. 
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